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Rülke und Kern: Probleme der Fünft- und Sechstklässler an den Gymnasien
ernst nehmen und nicht ignorieren

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der bildungspolitische Sprecher,
Dr. Timm Kern, sagten zu einer Umfrage des Philologenverbands zu den Fünft- und Sechstklässlern an
den Gymnasien:

„Der Befund der Umfrage des Philologenverbands gibt Anlass zu ernster Besorgnis. Dass mehr als fünf
Prozent der Fünftklässler und fast acht Prozent der Sechstklässler an den Gymnasien im Schuljahr
2013/14 Probleme hatten, dem Unterricht zu folgen, muss man ähnlich wie die erhöhten
Sitzenbleiberquoten als Alarmsignal verstehen, das man ernst nehmen muss und nicht ignorieren darf.
Die Vermutung liegt nahe, dass ein Zusammenhang mit der von Grün-Rot überstürzt und unvorbereitet
abgeschafften verbindlichen Grundschulempfehlung besteht. Eine umgehende erneute Änderung der
aktuellen Regelung könnte aber eine weitere bildungspolitische Reform bedeuten, deren überstürzte
Ankündigung, mangelhafte Vorbereitung und entsprechend fehlerhafte Durchführung Eltern, Lehrer und
Schüler häufig zu Recht kritisieren. Deshalb sollte nach Auffassung der FDP-Fraktion zunächst alles
versucht werden, was möglich ist, um die angestiegenen Sitzenbleiberquoten und Problemanzeigen an
den Realschulen und Gymnasien wieder zu senken. Beispielsweise sollten die Grundschulen mehr
Ressourcen für die Beratungstätigkeit und die weiterführenden Schulen mehr Ressourcen für Stützkurse
erhalten sowie das Recht, den Inhalt der Grundschulempfehlungen zu erfahren. Wenn sich die Situation
fünf Jahre nach Abschaffung der verbindlichen Grundschulempfehlung nicht verbessert hat, scheut sich
die FDP-Landtagsfraktion nicht, die verbindliche Grundschulempfehlung wieder einzuführen. Allerdings
sollte die aufnehmende Schule dann das letzte Wort haben. Das heißt, sie soll sich über die
Grundschulempfehlung hinwegsetzen können, wenn sie zur Überzeugung gelangt ist, die betreffende
Schülerin oder den betreffenden Schüler erfolgreich zu einem Schulabschluss führen zu können. Die
Verbindlichkeit stellt sicher, dass niemand mit einer zureichenden Grundschulempfehlung abgewiesen
werden kann. Zudem würde die weiterführende Schule damit auch die Verantwortung für den
Bildungserfolg der betreffenden Schülerin oder des betreffenden Schülers übernehmen, wovon wir
Liberalen uns zusätzliche positive Effekte versprechen.“

 


